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Lohngerechtigkeit jetzt!
Eindrucksvolle Protestaktionen der VdK-Ehrenamtlichen sorgten am Equal Pay Day für Aufsehen

Grad der Behinderung und Prävention im Fokus
Fachtagungen für die Schwerbehindertenvertretungen in Thüringen stießen auf große Resonanz

Erfolg für den Sozialverband VdK
und das Landesverwaltungsamt/
Integrationsamt: An den beiden
gemeinsam organisierten Fachta-
gungen für Schwerbehinderten-
vertretungen in Thüringen nahmen
rund 170 Personen teil. Bei der
Veranstaltung in der Stadthalle
Gotha informierten sich 110, bei
einemOnline-Meeting 60 Schwer-
behindertenvertreterinnen und
-vertreter aus dem Freistaat.

In ausführlichen Vorträgen stell-
ten Referentinnen beider Organi-
sationen zwei für die Arbeit der
Zielgruppe äußerst wichtige The-
menbereiche vor: Die Leiterin der
VdK-Bezirksgeschäftsstelle Nord-
thüringen, Dr. Monika Steinbring,
erläuterte die Grundlagen der
Versorgungsmedizin-Verordnung
und damit die Prinzipien, nach
denen das Ausmaß der Teilhabe-
beeinträchtigung am Leben in der
Gesellschaft und im nächsten
Schritt der Grad der Behinderung
festzustellen sind. Anke Lorenz
vom Landesverwaltungsamt/Inte-
grationsamt legte dar, wie durch
Prävention und Betriebliches Ein-
gliederungsmanagement (BEM)
Arbeitsplätze von behinderten
Menschen gesichert werden kön-
nen.

Die Vertreterinnen und Vertre-
ter schwerbehinderter Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer aus
verschiedenen Betrieben und
Dienststellen, wie zum Beispiel
der Handwerkskammer Südthü-

ringen, der Waldklinik Eisenberg,
Hermes Europe und der Agentur
für Arbeit Jena, folgten den Refe-
raten mit großem Interesse und
nutzten die Gelegenheit, Fragen
zu stellen und ihre Sicht der Din-
ge einzubringen. Bei der Präsenz-
veranstaltung in Gotha hatten sie
überdies die Möglichkeit, sich an
Informationsständen der Agentur
für Arbeit, des Integrationsamts,
der Einheitlichen Ansprechstellen
für Arbeitgeber, des Diabetiker
Thüringen e. V. und des VdK zu
informieren.

Besonders aufschlussreich in
den Ausführungen von Dr. Stein-
bring waren markante Beispiele
aus der aktuellen Rechtsprechung
zum Grad der Behinderung (GdB)

bei verschiedenen Erkrankungen.
So ließ sich etwa an einem Fall gut
verfolgen, wie der „Gesamtgrad
der Behinderung“ gebildet wird.
„Maßgebend“, so die Juristin, „sind
hier die Auswirkungen der einzel-
nen Funktionsbeeinträchtigungen
in ihrer Gesamtheit unter Berück-
sichtigung ihrer wechselseitigen
Beziehungen zueinander.“ Eine
Addition der einzelnen Werte sei
nicht zulässig. Von Ausnahmefäl-
len abgesehen, führten zusätzliche
leichte Gesundheitsstörungen, die
nur einen GdB von 10 bedingen,
nicht zu einer Zunahme der Ge-
samtbeeinträchtigung – auch nicht,
wenn mehrere leichte Gesund-
heitsstörungen nebeneinander
bestünden.

In Teilen kritisch bewertete Dr.
Steinbring die vom Bundessozial-
ministerium geplante Änderung
der Versorgungsmedizin-Verord-
nung. So beanstandete sie etwa,
dass gering- und mittelgradige
Gesundheitseinschränkungen,
die mit einem GdB von 10 oder 20
bewertet werden, zukünftig bei
der Bildung des Gesamt-GdB
grundsätzlich unberücksichtigt
bleiben sollen. Besonders mittel-
gradige Gesundheitsstörungen,
oftmals mit einem GdB von 20
bemessen, müssten bei der Bil-
dung des Gesamt-GdB miteinbe-
zogen werden.

Die zweite Referentin, Anke Lo-
renz, beschäftigte sich eingehend
mit § 167 des Sozialgesetzbuchs IX
(Rehabilitation und Teilhabe von
Menschen mit Behinderungen),
dem sogenannten Präventionspa-
ragrafen. Sie sieht „in Sachen Prä-
vention noch sehr viel Luft nach
oben“. So hätten von den rund 500
Anträgen auf Zustimmung zur
Kündigung, die 2021 und 2022
jeweils an das Integrationsamt
Thüringen gestellt wurden, viele
durch ein Präventionsverfahren
vermieden werden können. Die
anwesenden Schwerbehinderten-
vertreterinnen und -vertreter for-
derte sie auf, ihr Recht wahrzu-
nehmen und die Arbeitgeber zu
ermuntern, bei beabsichtigten
Kündigungen von schwerbehin-
derten Kolleginnen und Kollegen
ein Präventionsverfahren in Gang
zu setzen. Gerd Fischer

Volles Haus: Mehr als 100 Schwerbehindertenvertreterinnen und -vertre-
ter aus dem Freistaat informierten sich bei der Fachtagung in der Stadt-
halle Gotha. Foto: Jochen Schneider

VdK-Junioren
machen mobil

Inklusion ist weiterhin mehr
Wunschtraum als Wirklichkeit.
Auch 15 Jahre nach der Annahme
der UN-Behindertenrechtskonven-
tion in Deutschland werden Men-
schenmit Behinderungen benach-
teiligt und ausgegrenzt. Das be-
stätigen die ernüchternden
Ergebnisse einer aktuellen UN-
Staatenprüfung.

Ein Grund mehr für die VdK-Ju-
niorinnen und -Junioren, zum
Europäischen Protesttag zur
Gleichstellung von Menschen mit
Behinderung am 5. Mai zu mobili-
sieren. Gemäß dem Motto der
Aktion Mensch „Viel vor für Inklu-
sion! Selbstbestimmt Leben – ohne
Barrieren“ wollen sie gemeinsam
mit weiteren Akteuren lautstark
für die Umsetzung geltender Men-
schenrechte demonstrieren.

Im Aktionszeitraum vom 27.
April bis zum 12. Mai sind in Hes-
sen und Thüringen kleine und
große Protest- und Aufklärungs-
aktionen geplant, die zum Mitma-
chen einladen: Aktionstage und
Kundgebungen mit kommunalen
Akteuren, Informations- und Mit-
machstände, Quartiersbegehungen
mit Barriere-Check sowie Sensibi-
lisierungsaktionen mit Alterssimu-
lationsanzug, Mobilitäts- und
Sinnesparcours ...

Es heißt also, Haltung zeigen,
aktiv werden, für unterschiedliche
Bedarfe und Vielfalt sensibilisieren
und gemeinsam Wege in eine in-
klusive Gesellschaft gestalten.

Mehr über die VdK-Aktionen zum
5. Mai erfahren Sie auf unserer Web-
site vdk.de/hessen-thueringen.

Protesttag 5. Mai 2024

Viel vor für Inklusion!
Selbstbestimmt leben –

ohne Barrieren

Digitale VdK-Zeitung

Die Einführungsphase der digi-
talen VdK-Zeitung endet mit der
April-Ausgabe. Der gleichzeitige
Bezug beider Varianten, der di-
gitalen und der gedruckten
Zeitung, ist somit ab Mai nicht
mehr möglich. Mitglieder, die zur
gedruckten Ausgabe zurückkeh-
ren möchten, wenden sich bitte
an ihren Ortsverband. Dies gilt
auch für Mitglieder, die sich für
den Bezug der digitalen Zeitung
anmelden wollen.

Im nordhessischen Frankenberg (Eder) informierte der Kreisverband
vor der VdK-Geschäftsstelle (von links): Ursula Vietze, stv. Frauenver-
treterin, Pedro Aquino, stv. Kassenführer, Manfred Briel, Vorsitzender,
Gerda Briel, Frauenvertreterin, Roy Rossa, stv. Schriftführer, Lilo
Dirmeier, Juniorenvertreterin, und Dr. Daniela Sommer, stv. Landes-
vorsitzende. Foto: Jochen Schneider

Auf dem Marktplatz in Eisenach hatten Frauenvertreterin Sonja Ringer
(rechts) und die Ehrenamtlichen des Kreisverbands einen Stand aufge-
baut. Unterstützt wurden sie von den Ortsverbänden Werratal, Eisenach
und Großburschla, dem „Arbeitskreis Frauen Eisenach“ und der Land-
tagsabgeordneten Kati Engel (Sechste von rechts neben dem Kreisvor-
sitzenden Horst Niebling). Foto: Jochen Schneider

Aktuell liegt der durchschnittliche Bruttostundenverdienst von Frauen
in Hessen 20 Prozent unter dem der Männer. Auf dem Luisenplatz in
Darmstadt demonstrierte der VdK mit einem Großaufgebot von ehren-
amtlich Aktiven aus dem Bezirksverband gegen diese Lohndiskriminie-
rung. Mit dabei war auch die Landesfrauenvertreterin Ursula Kö-
nig-Schneyer (links). Foto: Christl Pullmann

Die Kreisverbände Melsungen, Ziegenhain und Fritzlar-Homberg traten
zum Equal Pay Day als Kooperationsgemeinschaft Schwalm-Eder-Kreis
im Homberger Einkaufszentrum „Drehscheibe“ auf. Mit von der Partie
waren auch die Frauenvertreterin des Bezirksverbands Kassel, Heidrun
Kepper-Bernhardt (links), und das „Büro für Frauen und Chancen-
gleichheit Schwalm-Eder“. Foto: Jochen Schneider
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„Wir brauchen die Pflegevollversicherung“
Zukunftswerkstatt in Thüringen legt Leitlinien für Pflegepolitik der kommenden Jahre fest/Kommunen spielen zentrale Rolle

Der stellvertretende Landesvorsit-
zende Jörg Kubitzki vertritt den
VdK in der vom Sozialministerium
initiierten Werkstatt „Zukunft.Ge-
sundheit.Thüringen.2030“ mit dem
Schwerpunkt Pflege. Eine Idealbe-
setzung, denn Kubitzki verfügt
über eine mehr als 30-jährige Er-
fahrung in der Pflege und hat von
1996 bis 2023 die gemeinnützige
VdK-Sozialdienstleistungs- und
Service-GmbH in Mühlhausen
(Thüringen) geleitet.

Aktuell leben knapp 170.000
Pflegebedürftige in Thüringen. Das
Statistische Landesamt sagt voraus,
dass ab 2042 etwa jede und jeder
Zehnte im Freistaat auf pflegeri-
sche Versorgung angewiesen sein
wird. Ziel der Dialogwerkstätten ist
es daher, gemeinsam mit den Ak-
teurinnen und Akteuren des Ge-
sundheitswesens Lösungen zu su-
chen, wie sich diese Herausforde-
rung bewältigen lässt. Die Werkstatt
hat sich zum Ziel gesetzt, bis 2025
einen Landespflegeplan zu erstel-
len, der die Grundsätze der künfti-
gen Pflegepolitik formulieren und
konkrete Schritte für deren Umset-
zung festlegen soll. „Dabei haben
die Initiatoren der Werkstatt darauf
Wert gelegt, dass sowohl die Pers-
pektive der Pflegebedürftigen als
auch der Leistungserbringer – also
der Pflegeversicherung – in die
Überlegungen miteinfließt“, berich-
tet Jörg Kubitzki.

Themen-Workshops

In vier Workshops haben die Mit-
glieder der Werkstatt nacheinander

alle relevanten Aspekte zum Thema
„Pflege“ beleuchtet. Zunächst ging
es dabei um das System der Pflege-
versicherung. „Hier herrscht unter
allen Beteiligten Konsens, dass wir
eine Vollversicherung brauchen, die
alle Kosten für den pflegerischen
Aufwand abdeckt, statt wie bisher
nur eine Ergänzung zum Eigenan-
teil zu sein – genau so, wie es der
VdK fordert“, sagt Jörg Kubitzki.
„Pflege ist mehr als Körperhygiene
und die Versorgung mit Essen und
Medikamenten. Pflege bedeutet
auch, Teilhabe zu ermöglichen.
Darin waren sich alle einig“, so der
stellvertretende VdK-Landesvorsit-
zende. Finanzieren lasse sich die
Pflegevollversicherung durch die
Zusammenlegung von gesetzlicher

und privater Pflegeversicherung –
auch dafür setzt sich der VdK seit
langem ein.

Die Frage der Finanzierung lei-
tete auch zum Thema des zweiten
Workshops über, der sich mit der
Frage beschäftigte, worin die Rol-
le des Landes bei der Pflege be-
steht. Hier lautet der Vorschlag der
Werkstattmitglieder, dass der In-
vestitionszuschuss zum Bau und
Erhalt stationärer Pflegeeinrich-
tungen künftig von den Bundes-
ländern getragen werden sollte.
Bislang müssen die Pflegeheimbe-
wohner dafür aufkommen. Für die
ambulanten Pflegedienste sollen
hingegen Landkreise und kreis-
freie Städte Investitionszuschüsse
leisten.

Vor allem aber sieht die Zukunfts-
werkstatt die Länder in der Pflicht,
den genauen Bedarf an pflegeri-
scher Betreuung zu ermitteln und
zu klären, welche Ressourcen und
Angebote vorhanden sind, um die-
sen Bedarf zu erfüllen – jetzt und in
Zukunft, wenn der demografische
Wandel die Zahl der Pflegebedürf-
tigen in die Höhe steigen lässt.

Flächendeckende Beratung

Das dritte Thema: die Kommu-
nen. Für die Werkstatt spielen sie
bei der Versorgung der Pflegebe-
dürftigen eine zentrale Rolle. „Wir
brauchen möglichst flächende-
ckend Beratungs- und Kompetenz-
zentren für Pflege, in denen meh-

rere Mitarbeitende durchgängig
tätig sind, die auch Hausbesuche
machen, wenn sich in einem Pfle-
gehaushalt die Situation zuspitzt.
Pflegende Angehörige benötigen
viel mehr Information, Beratung
und Unterstützung“, sagt der er-
fahrene, langjährige Leiter eines
ambulanten Pflegedienstleisters:
„Manche sind mit dieser Aufgabe
überfordert, schämen sich aber,
dies einzugestehen, und klappen
irgendwann zusammen.“ Daher sei
eine aufsuchende Beratung und
Hilfe so wichtig. Natürlich können
die Kommunen diese Aufgaben
nicht aus eigener Kraft bewältigen.
Vielmehr bräuchten sie finanzielle
Unterstützung durch die Pflege-
versicherung und das Land.

Als weiteres Thema befasste sich
die Werkstatt mit dem gravieren-
den Mangel an Pflegekräften. Zwei
Dinge sollten nach Meinung von
Jörg Kubitzki dabei bedacht wer-
den: „Erstens: Eine gute Bezah-
lung gibt nicht allein den Aus-
schlag, um Beschäftigte in der
Pflege zu halten oder neue zu ge-
winnen. Und zweitens: Ohne Ar-
beitskräfte aus dem Ausland wer-
den wir das Problem nicht lösen.“
Hier geht Thüringen übrigens eige-
ne Wege und ist eine Kooperation
mit einer Schule in Vietnam einge-
gangen, in der Pflegekräfte nach
deutschem Lehrplan ausgebildet
und geprüft werden, inklusive
Sprachkursus. Der Vorteil dieses
Modells: „Wenn sie anschließend
nach Deutschland kommen, kön-
nen sie sofort zu arbeiten anfan-
gen“, sagt Jörg Kubitzki.

Barbara Goldberg

Pflege ist mehr als Körperhygiene und die Versorgung mit Essen und Medikamenten. Foto: Matthias Zomer/Pexels

Machen Sie mit!
Umfrage: Funktioniert der Apotheken-Notdienst?

Zum 1. Januar 2024 wurde in Hes-
sen der Apotheken-Notdienst neu
organisiert. Entscheidende Ände-
rungen: Jenseits der Ladenöff-
nungszeiten muss nicht mehr im
Umkreis von maximal 20 Kilome-
tern eine Apotheke geöffnet sein.

Durch die neue Regelung wurde
der Radius auf 25 und in Ausnah-
mefällen sogar auf 30 Kilometer
erweitert. In den Großstädten
Darmstadt, Kassel, Offenbach und
Wiesbaden dürfen mindestens
zwei, in Frankfurt mindestens
sechs Apotheken nicht geschlossen
sein.

Nach sechs Monaten wird die
Hessische Apothekerkammer die

Neuregelung für das Hessische
Ministerium für Familie und Ge-
sundheit evaluieren. Das heißt, es
soll geklärt werden, ob das neue
System funktioniert.

Der VdK Hessen-Thüringen
möchte in Erfahrung bringen, wel-
che Erfahrungen Bürgerinnen und
Bürger mit der Umstellung des
Apotheken-Notdienstes gemacht
haben. Deshalb bitten wir Sie, an
unserer Umfrage teilzunehmen.

Digital können Sie das auf unse-
rer Website www.vdk.de/hes-
sen-thueringen (Kurzlink: www.
vdk.de/permalink/88061). Ge-
druckte Fragebogen bekommen
Sie bei Ihrem Orts- oder Kreisver-
band.

Das sollte nicht vorkommen: Alle Läden dicht beim Apotheken-Notdienst.
Foto: Christl Pullmann

Im Austausch mit der Präsidentin
Verena Bentele trifft sich mit Ehrenamtlichen des Bezirksverbands Kassel

Am Festakt zur Verabschiedung
des Bundessozialgerichtspräsi-
denten Prof. Dr. Rainer Schlegel in
Kassel nahmen auch VdK-Präsi-
dentin Verena Bentele und der
Landesvorsitzende des VdK Hes-
sen-Thüringen, PaulWeimann, teil.
Im Anschluss trafen sie sich zum
Erfahrungsaustausch mit ehren-
amtlich aktiven Mitgliedern aus
dem Bezirksverband Kassel.

Mit Dr. Christine Fuchsloch, der
Nachfolgerin von Prof. Dr. Schle-
gel, steht nun erstmals eine Frau
als Präsidentin dem Bundessozial-
gericht vor. Es ist zu wünschen,
dass sie ebenso engagiert für den
Sozialstaat eintritt wie die erste
Frau an der Spitze des größten
Sozialverbands in Deutschland.
Bei dem Gespräch, das Verena
Bentele mit den Ehrenamtlichen
aus dem Raum Kassel führte, wur-
de diese herausstechende Eigen-
schaft der VdK-Präsidentin wieder
einmal mehr als deutlich.

Themen, an denen das bei dem
Treffen in der VdK-Bezirksge-
schäftsstelle Kassel abzulesen war,
gab es einige. So forderte sie unter
anderem, dass der Zugang zu sozi-
alrechtlichen Leistungen wie der
Kindergrundsicherung vereinfacht
und nicht verkompliziert werden
müsste. Auch dürfe die Gesund-
heitsversorgung auf dem Land
nicht Investoren überlassen wer-

den, sondern müsse in staatlicher
Hand liegen. Sprich: Die Einrich-
tung von Medizinische Versor-
gungszentren sei zu begrüßen, sie
sollten aber unter kommunaler
Aufsicht betrieben werden.

Der Vorsitzende des Kreisver-
bands Eschwege, Enno Piegày,
ergänzte die Ausführungen der
VdK-Präsidentin um seine Erfah-
rungen aus der täglichen Sozialbe-
ratungspraxis. So sei etwa zu be-
obachten, dass seit der Coro-
na-Pandemie die Begutachtungen
zur Bestimmung des Pflegegrads
kaum noch persönlich, sondern
immer häufiger telefonisch statt-
fänden. Paul Weimann sagte zu,
dieses Thema bei einem Gespräch

mit dem Medizinischen Dienst, der
im Auftrag der Pflegekassen dafür
zuständig ist, anzusprechen.

Der kommissarische Vorsitzende
des Bezirksverbands Kassel, Her-
bert Pannow, brachte als weiteren
wichtigen Punkt die in letzter Zeit
zunehmend zu beobachtenden
Insolvenzen von Pflegeheimen zur
Sprache. Er regte „rechtliche
Werkzeuge“ an, um schon im Vor-
feld einer möglichen Insolvenz
eingreifen zu können. Paul Wei-
mann betonte, dass die Heimauf-
sicht in Hessen bei den Versor-
gungsämtern liege und er diese
Problematik bei den Verantwortli-
chen ansprechen werde.

Gerd Fischer

Gruppenbild mit Präsidentin und Landesvorsitzendem: aktive VdK-Mit-
glieder aus dem Bezirksverband Kassel. Foto: Jochen Schneider
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ICH BIN BEIM VdK, WEIL . . .

Ein Mann für viele Fälle
Karl-Heinz Lepper nutzt seine Talente, um anderen zu helfen

Probleme lösen, das ist seine Stär-
ke. Darin sieht Karl-Heinz Lepper
auch eine Aufgabe und einen Auf-
trag für sich: „Ich möchte etwas
von dem zurückgeben, was ich von
der Gesellschaft bekommen ha-
be“, sagt der 67-Jährige. Der VdK
bietet dafür den idealen Raum.

Lepper selbst kann nicht nur auf
ein interessantes Berufsleben als
IT-Techniker zurückblicken, son-
dern ist auch stolz auf seine zwei
Kinder, die mittlerweile ihre eige-
nen Wege erfolgreich gehen. In
seiner Frau Michaela hat er darü-
ber hinaus eine Partnerin, mit der
er viele Interessen teilt, zum Bei-
spiel auch das für die Arbeit im
VdK.

Im Vorstand des Ortsverbands
Lampertheim, dessen stellvertre-
tender Vorsitzender Lepper ist,
bekleidet sie das Amt der Frauen-
vertreterin. Bei ihrem Mann sind
mittlerweile noch einige weitere
Funktionen hinzugekommen. So
ist er auch der stellvertretende
Vorsitzende im Kreisverband
Bergstraße und Leiter des Arbeits-
kreises Sozialpolitik im Bezirks-
verband Darmstadt. Seit 2023 ge-
hört Lepper außerdem als Mitglied
sowohl dem Schiedsgericht als
auch dem Fachausschuss Sozialpo-

litik an. Und als Sozialrechtsbera-
ter hält er jeden Mittwoch im
Kreisverband und einmal im Mo-
nat für den Ortsverband eine
Sprechstunde ab, um Mitgliedern
bei ihren Anliegen Rat und Hilfe
zu erteilen.

Manchmal kommen auch Men-
schen aus dem Ort zu ihm, weil sie
wissen, dass er sich im Sozialrecht
gut auskennt. Natürlich weist er sie
nicht ab, stellt aber klar, dass sie
eine weiterführende Beratung nur
in Anspruch nehmen können,
wenn sie in den VdK eintreten. Das
funktioniert. „Das neueste Mit-

glied habe ich im Schwimmbad
angeworben“, erzählt Karl-Heinz
Lepper. Anscheinend ist er auch
beim Sport noch für den VdK im
Einsatz ist. Beliebt sind in Lam-
pertheim auch die vom VdK orga-
nisierten Feste und die Ausflugs-
fahrten, die ein Reiseunternehmen
für VdK-Mitglieder anbietet. Eine
Schifffahrt auf der Mosel ist schon
geplant.

In der Sozialpolitik ist Lepper
ebenfalls aktiv. Vor der Landtags-
wahl in Hessen im Oktober 2023
war es ihm gelungen, die Kandida-
tinnen und Kandidaten aus seinem
Wahlkreis nacheinander in die
Kreisgeschäftsstelle zum Gespräch
einzuladen: „Ich habe diese Gele-
genheit genutzt, um den Politikern
und Politikerinnen unseren Forde-
rungskatalog vorzustellen“, erin-
nert er sich. So konnte er sie gezielt
darauf aufmerksam machen, wofür
sich der VdK in der Landespolitik
einsetzt. Dabei hilft ihm, dass er
– im Gegensatz zu vielen anderen
Menschen – keine Scheu hat, vor
anderen zu sprechen und seine
Gedanken und Argumente vorzu-
bringen. Bestimmt kommt ihm hier
auch seine Erfahrung als langjäh-
riger Betriebsrat bei seinem frühe-
ren Arbeitgeber zugute.

Barbara Goldberg

Karl-Heinz Lepper Foto: privat

RECHT

Wer zahlt Kopien aus der Patientenakte?
Muss die Arztpraxis auf Wunsch
von Patientinnen und Patienten
Unterlagen kopieren oder sie ge-
gebenenfalls auf einemDatenträ-
ger kostenlos zur Verfügung stel-
len? Der Europäische Gerichtshof
(EuGH) hat entschieden.

Ein Mann forderte von seiner
Zahnärztin eine Kopie seiner Pati-
entenakte, um gegen sie Haftungs-
ansprüche wegen Fehlern geltend
zu machen, die ihr bei der Behand-
lung unterlaufen sein sollen. Die

Ärztin verlangte, dass er, wie nach
deutschem Recht vorgesehen, die
Kosten dafür übernimmt.

Über diesen Streit hatte zunächst
der Bundesgerichtshof (BGH) zu
entscheiden. Weil sich aber die
Regelung nach § 630g BGB über-
schneidet mit einem Auskunfts-
recht über die Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten nach Artikel
15 der EU-Datenschutz-Grundver-
ordnung (DSGVO), legte der BGH
die Rechtsfrage dem Europäischen
Gerichtshof (EuGH) vor. Der

EuGH entschied: Patienten kön-
nen grundsätzlich kostenlos voll-
ständige Kopien der Dokumente
in der Akte verlangen, auch zu
Diagnosen, Untersuchungsergeb-
nissen und Befunden.

In der DSGVO sei das Recht
von Patienten auf eine erste Ko-
pie der Patientenakte ohne zu-
sätzliche Kosten geregelt. Der
Patient müsse auch nicht begrün-
den, warum er eine Kopie seiner
Patientenakte verlange. (Az.: C
– 307/22). SiAs

Inklusion mal anders
Jetzt anmelden zum Eltern-Kind-Wochenende

Den Alltag einfach hinter sich las-
sen und ganz viel Spiel und Spaß
erleben? Das gibt es in diesem
Jahr wieder beim beliebten
VdK-Eltern-Kind-Wochenende von
16. bis 18. August im Bonifatiushaus
in Fulda.

Lust, ein kleines Abenteuer zu
erleben? Ein ganzes Wochenende
mit anderen Kindern spielen, malen,
basteln und vor allem ganz viel Spaß
haben? Dann bist Du hier richtig!
Wir laden dich und Deine Eltern zu
unserem jährlichen gemeinsamen
Eltern-Kind-Wochenende ein.

Teilnehmen können Kinder mit
und ohne gesundheitliche, psychi-
sche oder körperliche Einschrän-

kungen oder Entwicklungsstörun-
gen im Grundschulalter (ca. fünf
bis elf Jahre). Neben gemeinsamen
Unternehmungen haben die Eltern
die Möglichkeit, „kinderfreie“
Stunden in Fulda zu verbringen.
Für Kinder ist das Wochenende
kostenfrei, Erwachsene zahlen 110
Euro pro Person.

Spiel und Spaß garantiert: Beim Eltern-Kind-Wochenende kommen alle
auf ihre Kosten. Foto: Bernd Volz

Info

Bitte bis spätestens 17. Juni 2024
anmelden bei:

 Bettina Schmidt

• (069) 714002-62

 elternkind.ht@vdk.de

Gelungener Auftritt

Soziale Themen im Fokus

Der VdK präsentierte sich erfolgreich auf der Fachausstellung „Memo-
life – Bauen, Wohnen, Leben“ in Marburg. Der Vorstand des Kreisver-
bands sowie die Wohn- und Fachberater informierten über die Arbeit
und die sozialpolitischen Forderungen des Verbands (von links): Su-
sanne Brock, Horst Gunnesch, Christiane Spenner, Heidrun Preis und
Klaus-Dieter Weidemüller. Foto: Ramona Hahn

Beim Neujahrsempfang des Kreisverbands Oberlahn in Löhnberg ging
dessen Vorsitzender Jörg Müller (rechts) ausführlich auf die sozialen
Probleme im Landkreis Limburg-Weilburg ein. So sei etwa die Armuts-
gefährdungsquote von 15,4 Prozent (2019) auf 20,1 Prozent angestiegen.
Zudem sei ein dramatischer Rückgang an sozial gefördertem Wohnraum
festzustellen. Foto: Margit Bach/Weilburger Tageblatt

Energiearmut
Antragsfrist für Thüringer Härtefallfonds verlängert

Zur Bewältigung der Energiekrise
und zur Überwindung der Folgen
der Corona-Pandemie wurde im
vergangenen Jahr in Thüringen ein
Härtefallfonds eingerichtet, der
private Haushalte bei drohender
Unterbrechung der Energieversor-
gung unterstützen soll. Betroffene
könnenmithilfe der Thüringer Ver-
braucherinsolvenzstellen bis 31.
Oktober 2024 Anträge stellen.

Für die Antragsstellung gelten
folgende Voraussetzungen:
• Die Unterbrechung der Energie-

versorgung wurde konkret ange-
droht oder die Energieversorgung
wurde bereits unterbrochen.

• Der Antragsteller oder die An-
tragstellerin haben die Energie-
sperre nicht zu vertreten.

• Der Antragsteller oder die An-
tragstellerin beziehen keine
Transferleistungen nach Sozi-
algesetzbuch II (SGB II), Sozi-
algesetzbuch XII (SGB XII),
Asylbewerberleistungsgesetz
(AsylbLG), Paragraf 6a Bundes-
kindergeldgesetz (BKGG) oder
Wohngeldgesetz (WoGG).

• Die Mitglieder des Haushalts
verfügen über ein niedriges
Einkommen, das den doppel-
ten Regelsatz nach SGB II zu-
züglich der tatsächlichen Kos-
ten der Unterkunft nicht über-
steigt, und kein Vermögen über
11.000 Euro, mit dem die Ener-
gieschulden bezahlt werden
können.

• Die Mitglieder des Haushalts
haben noch keine Leistung aus

dem Thüringer Härtefallfonds
zur Energiearmut für Haushalte
erhalten (eine Auszahlung kann
nur einmalig erfolgen).
Die Thüringer Verbraucherinsol-

venzstellen nehmen in einer Erstbe-
ratung eine Einschätzung der finan-
ziellen Notsituation vor. Auf der
Grundlage einer Vorprüfung erfolgt
die Antragstellung direkt vor Ort.
Die finanzielle Unterstützung er-
folgt einmalig und es sind keine
wiederholten Anträge möglich.

Info

Eine Liste der Thüringer Verbrau-
cherinsolvenzstellen finden Sie
auf unserer Website unter:

 www.vdk.de/permalink/86638
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Mehr Sicherheit mit dem Hausnotruf
Ein altbewährtes System, das eine entscheidende Hilfe im Alltag ist und eventuelle Sturzfolgen so gering wie möglich hält

Wie macht man sich in einer Not-
lage in der Wohnung bemerkbar,
wenn das Telefon nicht erreichbar
ist? Was passiert, wenn ich nach
einem Sturz hilflos bin und weder
Nachbarn noch Familie oder
Freunde vorbeischauen? Wer sich
Gedanken über die eigene Sicher-
heit im vertrauten Umfeld macht,
findet Hilfe in einem einfachen und
altbewährten System: dem Haus-
notruf, der in einer Notsituation
eine entscheidende Hilfe ist und
eventuelle Sturzfolgen so gering
wie möglich hält.

Hausnotrufsysteme machen den
Alltag sicherer und bieten die Mög-
lichkeit, länger selbstständig im
eigenen Zuhause zu leben. Auch
Angehörige, die weiter weg woh-
nen oder verreist sind, können
entlastet werden, indem mit einem
Hausnotrufsystem bei Bedarf
schnelle Hilfe organisiert werden
kann.

Doch was versteckt sich eigent-
lich hinter dem Begriff Hausnot-
rufsystem? Es handelt sich um ein
mit einer Notrufzentrale verbun-
denes elektronisches Meldesystem,
das es Betroffenen ermöglicht, sich
in Notlagen auch unabhängig von
einem Telefon bemerkbar zu ma-
chen. Sinnvoll ist dies beispiels-
weise für ältere, alleinlebende
Menschen, die durch körperliche
Beeinträchtigungen, chronische
Krankheiten oder altersbedingt
eingeschränkt sind. Da Notrufzen-

tralen rund um die Uhr besetzt
sind, können deren Mitarbeitende
umgehend Kontakt mit der Person
aufnehmen, die den Notruf ausge-
löst hat. Je nach Einschätzung der
Situation und individuellen Ver-
einbarungen werden weitere Maß-
nahmen, wie das Informieren von
Angehörigen oder das direkte
Verständigen von Rettungsdienst
oder Notarzt, eingeleitet. Dazu
sind neben Kontaktdaten auch
Gesundheitszustand, Medikamen-
te, Vorerkrankungen und Ähnli-
ches im Profil hinterlegt.

Und so funktioniert es: Zentral
in der Wohnung wird ein Notruf-
gerät mit Freisprechanlage instal-
liert. Dieses Gerät stellt die Verbin-

dung zum anbietenden Dienstleis-
ter, der Hausnotrufzentrale, dar.
Es kann über die analoge Tele-
fondose des Festnetzanschlusses
angeschlossen werden und muss
mit dem Stromnetz verbunden
sein. Sollte es zu einem Stromaus-
fall kommen, sind diese Geräte je
nach Akku bis zu weiteren 20
Stunden funktionsfähig. Läuft das
Notrufgerät über einen Router,
sollte geklärt werden, ob die DSL-
oder ISDN-Anschlüsse auch bei
Stromausfall funktionieren oder
gegebenenfalls eine separate SIM-
Karte zur Verfügung steht, um so
das Mobilfunknetz zu nutzen. Die
häufigste Nutzung ist die des akti-
ven Notrufs mittels eines handli-

chen, stoßfesten und wasserdich-
ten Funksenders, der entweder als
eine Art Halskette oder als Arm-
band auch unter der Dusche getra-
gen werden kann. Über die Frei-
sprechanlage kann so mit der
Notrufzentrale gesprochen wer-
den. Die Funkverbindung zwi-
schen Sender und Notrufgerät
beträgt meist, abhängig vom
Wohnraum, bis zu 50 Metern. Die
Erreichbarkeit aus jeglichen Win-
keln und einer Terrasse oder gar
dem Garten sollte bei der Installa-
tion sicherheitshalber überprüft
werden.

Alternativ oder auch zusätzlich
zum Funksender, der im Notfall
eine sofortige Betätigung des Not-

rufs ermöglicht oder erfordert, gibt
es Varianten, bei denen der Nutzer
oder die Nutzerin in einem festge-
legten Zeitraum einen Aktivitäts-
knopf betätigen muss und somit
ein „Alles-in-Ordnung-Signal“
sendet. Erfolgt dies nicht, meldet
sich die Notrufzentrale und leitet
bei fehlender Antwort weitere
Schritte ein.

Zudem gibt es Systeme, die un-
abhängig von einer Notrufzentra-
le funktionieren und im Falle ei-
nes Notrufs nacheinander mehre-
re hinterlegte Telefonnummern
anwählen. Das Abtelefonieren
wird erst gestoppt, wenn der Not-
ruf angenommen wird. Um zu
verhindern, dass es sich lediglich
um einen Anrufbeantworter oder
eine Mailbox handelt, muss die
annehmende Person zur Bestäti-
gung eine vorgegebene Taste drü-
cken.

Pflegebedürftige Menschen kön-
nen sich bei einem vorhandenen
Pflegegrad zur Kostenübernahme
an ihre Pflegeversicherung wen-
den. Diese übernimmt unter be-
stimmten Voraussetzungen den
Basistarif und die Anschlussge-
bühren.

Es ist auf jeden Fall sinnvoll, sich
bei Unsicherheiten frühzeitig mit
den eingangs erwähnten Fragen
auseinanderzusetzen, damit es gar
nicht erst zu Erfahrungen kommt,
bei denen es nicht möglich ist,
selbstständig und rechtzeitig Hilfe
zu rufen. Sara Fischer

Bietet die Möglichkeit, länger selbstständig im eigenen Zuhause zu leben: der Hausnotruf.
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Zukunft gestalten

Gute-Laune-Abend

Kreativ in Grebenhain

Neujahrsempfang in Meiningen

Auf einer Klausurtagung in Grünberg loteten Vorstandsmitglieder der
Kreisverbände Fritzlar-Homberg, Melsungen und Ziegenhain Möglich-
keiten einer engeren Zusammenarbeit aus. Verbandsjuristin Dr. Moni-
ka Steinbring und VdK-Referent Dominik Meyer informierten zu den
Themen Rente und Sozialpolitik. Foto: Franz-Josef Pastoors

Der „Gute-Laune Abend“ des Kreis- und Ortsverbands Frankenberg war
eine gelungene Veranstaltung. Kreisjuniorenvertreterin Lilo Dirmeier
verteilte „Gute-Laune-Sprüche“, die vorgelesen wurden und für viel Spaß
und Lacher sorgten. Die fröhliche Runde war sich einig: „Das war ein
schöner Abend, so etwas wollen wir wiederholen.“ Foto: Lilo Dirmeier

Mitglieder des mittelhessischen Ortsverbands Grebenhain trafen sich
zum Basteln. Bei Kaffee, Gebäck und guter Laune entstanden für die
550 Mitglieder viele schöne Geschenke: Makramee-Schlüsselanhänger,
natürlich in VdK-Blau, und für die älteren und kranken Mitglieder ge-
häkelte Sorgenwürmchen. Foto: Carsten Eigner

Beim Neujahrsempfang des Ortsverbands Meiningen konnte dessen
Vorsitzende Ute Köhler (Mitte) viele Gäste begrüßen (von links): Dirk
Wessely, Leiter der „Inkluwir“ Ehrenamtsbörse, Fabian Giesder, Bür-
germeister von Meiningen, Ute Pfeiffer, Ortsteilbürgermeisterin von
Walldorf, Peggy Greiser, Landrätin von Schmalkalden-Meiningen,
Michael Sickinger, Vorsitzender des VdK-Kreisverbands Thüringen-Süd,
und Landtagsabgeordnete Jeanine Merz. Foto: Ingrid Winkelmann

Adressänderungen

Die VdK-Kreisgeschäftsstellen
Jena-Saale-Holzland und Geln-
hausen sind umgezogen, die
VdK-Kreisgeschäftsstelle Frank-
furt und VdK-Mobi, der mobile
Hilfsdienst für behinderte und
alte Menschen in Frankfurt, ha-
ben neue Telefon- und Faxnum-
mern.

 Kreisgeschäftsstelle
Jena-Saale-Holzland
Am Planetarium 8
07743 Jena

• (0361) 710151-20

 (0361) 710151-21

 beratung.kv-jena@vdk.de

 www.vdk.de/kv-jena

 Kreisgeschäftsstelle
Gelnhausen
Zum Wartturm 11–13
63571 Gelnhausen

• (06051) 53453-10

 (06051) 53453-11

 beratung.kv-gelnhausen@
vdk.de

 www.vdk.de/kv-gelnhausen

 Kreisgeschäftsstelle
Frankfurt
Ostparkstraße 37
60385 Frankfurt

• (069) 430886-40

 (069) 430886-41

 beratung.kv-frankfurt@vdk.de

 VdK-Mobi
Ostparkstraße 37
60385 Frankfurt

• (069) 7140022-00

 (069) 7140022-01

 mobi.frankfurt@vdk.de
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WIR GRATULIEREN

60 Jahre
14. April: Edda Schulz-Jahn, Mitglied des Schiedsgerichts, Beisit-
zerin im Vorstand des Kreisverbands Offenbach-Land und Vorsit-
zende des Ortsverbands Neu-Isenburg.

70 Jahre
8. März: Ilona Fischbach, stellvertretende Junioren-
vertreterin des Kreisverbands Eschwege und seit
vielen Jahren Vertreterin der Frauen des Ortsverbands
Grebendorf/Neuerode.

26. März: Lothar Appel, seit vielen
Jahren Vorsitzender des Ortsverbands
Bingenheim.
2. April: Doris Jockel, Beisitzerin im Vorstand des
Ortsverbands Grebenhain und stellvertretende Schrift-
führerin.

18. April: Reinhilda Henning, stellvertretende Kassenführerin des
Ortsverbands Heyerode.
21. April: Georg Steger, ehemaliger Revisor des Kreisverbands
Odenwaldkreis und ehemaliger Kassenführer des Ortsverbands
Erbach.

75 Jahre
5. April: Heidemarie Oberthür, stellvertretende Vorsitzende des
Ortsverbands Unterm Stein.
11. April: Marie-Luise Groß, Kassenführerin des Ortsverbands
Beerfelden.
24. April: Doris Mokroß, Vertreterin der Frauen des Ortsverbands
Vielbrunn.

80 Jahre
16. Januar: Detlef Stürz, 2003 bis 2022 Besitzer im Vorstand des
Ortsverbands Langenselbold-Ronneburg.
27. Februar: Erhard Nießner, stellvertretender Vorsit-
zender des Kreisverbands Eschwege und des Orts-
verbands Grebendorf/Neuerode.
20. März: Hans-Jürgen Leister, viele Jahre Schriftfüh-
rer des Kreisverbands Hanau und von 2001 bis 2023
stellvertretender Vorsitzender des Ortsverbands Lan-
genselbold-Ronneburg.
9. April: Philip Götz, ehemaliger Beisitzer im Vorstand des Ortsver-
bands Reichelsheim.

85 Jahre
16. Januar: Anneliese Eberhard, Mitglied seit 1965 und stellvertre-
tende Vertreterin der Frauen des Ortsverbands Heppenheim.
18. April: Heinz Erbach, über 20 Jahre Beisitzer im Vorstand des
Ortsverbands Bad–König.

90 Jahre
14. April: Christa Abele, Ehrenvorsitzende des Orts-
verbands Frankfurt-Rödelheim.

102 Jahre
1. April:Helga Richter, Mitglied des Ortsverbands Wiesbaden-Kla-
renthal.
10. April: Frieda Müller, seit 69 Jahren Mitglied des Ortsverbands
Bersrod.

100 Jahre
16. Februar: Traute Fikau, seit vielen JahrenMitglied
des Frankfurter Ortsverbands Eckenheim/Eschersheim.

IN MEMORIAM

Lothar Käbe-
rich, Revisor des
Kreisverbands
Hersfeld und vie-
le Jahre Kassen-
führer des Orts-
verbands Bad

Hersfeld, verstarb am 2. Februar
im Alter von 69 Jahren.

Das Herz am rechten Fleck
Ursula König-Schneyer feiert Geburtstag

Sie ist eine der vielen Tausend
ehrenamtlich aktiven Frauen,
ohne die der VdK nicht annä-
hernd so erfolgreich wäre, wie er
sich seit seiner Gründung vor
mehr als 75 Jahren präsentiert:
Ursula König-Schneyer.

Die Butzbacherin engagiert
sich seit mehr als zwanzig Jah-
ren im Verband, davon schon
fast zehn Jahren als Mitglied des
Landesvorstands, von 2015 bis
2020 als Landesvertreterin der
Frauen, von 2020 bis 2023 als
stellvertretende Landesvorsit-
zende und seit letztem Jahr wie-
der als „oberste Frauenvertrete-
rin“. Die vielen öffentlichkeits-
wirksamen Aktivitäten der
VdK-Frauen, etwa alljährlich
zum Equal Pay Day, bezeugen
die erfolgreiche Verbandsarbeit
von Ursula König-Schneyer.
Auch dieses Jahr war sie am in-
ternationalen Protesttag gegen
geschlechtsbedingte Lohndis-
kriminierung selbstverständlich
wieder mit von der Partie, kon-
taktstark und redegewandt im

Interview mit einem berichten-
den Fernsehsender. Dass sie
darüber hinaus ein Mensch ist,
der das Herz am rechten Fleck
hat, wissen alle, die schon ein-
mal das Vergnügen hatten, mit
ihr zu plaudern.

Kaum zu glauben, aber wahr,
am 15. April feiert sie ihren sech-
zigsten Geburtstag. Herzlichen
Glückwunsch, liebe Uschi!
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Einen Rekord hat der nordhessische
Ortsverband Dodenau zu vermel-
den: In dem Stadtteil von Battenberg
gibt es dank dem Eintritt von Elke
Kraus in den Verband nun 200
VdK-Mitglieder. Als kleines Danke-
schön überreichte ihr der Vorsitzen-
de Peter Gerke einen Blumenstrauß
zur Begrüßung. Foto: VdK Dodenau

Ursula König-Schneyer Foto: VdK

Freundliche Begrüßung

Jubiläum in Lichenroth

Mit zahlreichen Mitgliedern und Ehrengästen feierte der Ortsverband
Lichenroth im örtlichen Dorfgemeinschaftshaus sein 75-jähriges Jubi-
läum. Auch der Landesvorsitzende Paul Weimann (rechts) war nach
Lichenroth gekommen, um zu gratulieren. Darüber freuten sich (von
links): Ortsverbandsvorsitzender Reinhard Herchenröder und die ge-
ehrten Mitglieder Dieter Althaus, Dirk Kunad, Helmi Schneider, Herbert
Schneider und Elisabeth Alt. Foto: Carsten Eigner
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Herzlich
willkommen im
Seniorenzentrum MENetatis Kalbach
88 stationäre Altenpflegeplätze
• Ausschließlich Einzelappartements mit Bad/WC

• Kurzzeitpflegeplätze

• Große Wohn- und Aufenthaltsräume, Außenanlage mit Demenzgarten

• Hauseigene Küche sowie öffentliches Bistro-Café für Gäste der Region

17 Betreute Wohnungen
• Helle, barrierefreie Wohnungen zwischen ca. 45 und ca. 77 m²

• Optionale Service-Angebote, wie Wäsche-
versorgung, Haustechnik oder Menü-Service

• Notrufanlage

 versorgung, Haustechnik oder Menü-Service

– Anzeige –


